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An den Herrn 
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Betr.: Förderung der Wirtschaftsstruktur 

Bezug: Kleine Anfrage der Abgeordneten Dr, Warnke, Höcherl, 
Stücklen, Dr. Müller-Hermann, Spilker, Niegel, Dr. Dol- 
linger, Dr. Ritz und Genossen 
- Drucksache VI/1047 - 


Im Namen der Bundesregierung beantworte ich die Kleine An- 
frage der Abgeordneten Dr. Warnke, Höcherl, Stücklen, Dr. 
Müller-Hermann, Spilker, Niegel, Dr. Dollinger, Dr. Ritz und 
Genossen wie folgt: 


1. Wie wurden die Mittel zur Förderung der Wirtschaftsstruktur 
(direkte Haushaltsmittel, Investitionszulagengesetz, ERP-Mittel, 
BA-Mittel) ab 1967 zwischen den Bundesausbaugebieten und 
dem Zonenrandgebiet einerseits und den Steinkohlenbergbau- 
gebieten andererseits verteilt, 

a) getrennt für einzelne Jahre, 

b) getrennt nach Mitteln für Gewerbeförderung und Infrastruk- 
turförderung? 


Die Verteilung der Mittel zur Förderung der Wirtschaftsstruk- 
tur ist aus der anhängenden Tabelle, getrennt nach Jahren und 
Verwendungsbereichen, zu ersehen. 


Bis zum 15. August 1970 wurden Bescheinigungen nach § 1 
Abs. 4 des Gesetzes über die Gewährung von Investitions- 
zulagen für ein Investitionsvolumen von rd. 8 Mrd. DM erteilt 
(Begünstigungszeitraum ab 1. Januar 1969). 

Die Bescheinigung nach § 32 des Gesetzes zur Anpassung und 
Gesundung des deutschen Steinkohlenbergbaus und der deut- 
schen Steinkohlenbergbaugebiete wurde bis zum 1. Juli 1970 
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für ein Investitionsvolumen von rd. 10,5 Mrd. DM erteilt (Be- 
günstigungszeitraum ab 1. Mai 1967). Zu den begünstigten 
Gebieten gehören neben den Steinkohlenbergbaugebieten die 
hessischen Braunkohlentiefb augebiete und das bayerische Pech- 
kohlenbergbaugebiet. 


2. Wie viele Arbeitsplätze wurden seit 1967 in den Bundesausbau- 
gebieten und im Zonenrandgebiet einerseits und dem Stein- 
kohlenbergbau andererseits mit den Mitteln zur Förderung der 
Wirtsdiaftsstruktur geschaffen, 

a) getrennt nadi einzelnen Jahren, 

b) getrennt nach Industriearbeitsplätzen und Arbeitsplätzen im 
Dienstleistungssektor? 


Auf bereitetes Zahlenmaterial über die Arbeitsplätze, die 1967 
mit Bundes- und Bundeshaushaltsmitteln, ERP-Mitteln und 
Mitteln der Bundesanstalt für Arbeit geschaffen wurden, liegt 
nicht vor. Mit Bundes- und Landesmitteln wurde 1968 die Schaf- 
fung von 28 278 und 1969 von 90 042 gewerblichen Dauerarbeits- 
plätzen in den Bundesausbaugebieten und im Zonenrandgebiet 
gefördert. Für den Dienstleistungssektor kommt nur die Förde- 
rung mit ERP-Mitteln in Frage. Aufbereitetes Zahlenmaterial 
liegt hierfür jedoch nicht vor. Durch Erteilung der Bescheini- 
gung nach § 32 des Gesetzes zur Anpassung und Gesundung 
des deutschen Steinkohlenbergbaus und der deutschen Stein- 
kohlenbergbaugebiete ist in den Steinkohlenbergbaugebieten 
die Schaffung von Industriearbeitsplätzen wie folgt gefördert 
worden: 

1967/68 15 078 

1969 43 077 

1970 (Stand 1. Juli) 26 840 

Die Zahl der geförderten Arbeitsplätze im Dienstleistungssek- 
tor (Dienstleistungsgewerbe, Handel, Handwerk) beträgt: 

1967/68 1 085 

1969 7 674 

1970 (Stand 1. Juli) 8 328 


3, Welche Kriterien wurden und werden für die Erteilung oder 
Versagung der Bescheinigung über die volkswirtschaftliche 
Förderungswürdigkeit von Investitionen für die Bundesausbau- 
gebiete und das Zonenrandgebiet einerseits und die Steinkohlen- 
bergbaugebiete andererseits zugrunde gelegt, wenn 

a) über die Investitionszulage hinaus aber sonstige Mittel des 
Regionalen Förderungsprogramms vergeben werden sollen, 

b) allein über die Investitionszulage entschieden werden soll? 

Zu a) 

Die Vergabe der Mittel des Regionalen Förderungsprogramms 
wird durdv die Richtlinien für das Regionale Förderungspro- 
gramm der Bundesregierung, Stand 1. August 1969, geregelt 
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(erschienen im Bundesanzeiger Nr. 174 vom 19. September 
1969). Wenn ein Vorhaben die dort genannten Voraussetzun- 
gen erfüllt, wird auch die Bescheinigung nach dem Investitions- 
zulagengesetz ausgestellt. 

Zu b) 

Ein Vorhaben im Sinne des Investitionszulagengesetzes wird in 
der Regel dann als volkswirtschaftlich besonders förderungs- 
würdig angesehen, wenn es folgende Kriterien erfüllt: 

« 

1. Das Investitionsvorhaben muß geeignet sein, ungenutzte 
oder schlecht genutzte Produktionsfaktoren für das allge- 
meine Wirtschaftswachstum zu mobilisieren, 

2. Das Investitionsvorhaben muß geeignet sein, die Wirt- 
schaftskraft der förderungsbedürftigen Gebiete zu steigern, 
also zusätzliche Einkommensquellen in diesen Gebieten zu 
erschließen und damit das Gesamteinkommen der Bevölke- 
rung dieser Gebiete auf die Dauer wesentlich zu erhöhen. 

3. Mit der Investition müssen in den förderungsbedürftigen 
Gebieten neue Dauerarbeitsplätze geschaffen oder bestehen- 
de Dauerarbeitsplätze gesichert werden. 

4. Der mit dem Investitionsvorhaben verbundene Aufwand an 
öffentlichen Mitteln muß in einem angemessenen Verhältnis ' 
zum regionalwirtschaftlichen Erfolg stehen. 

5. Die Gesamtförderung der Investition aus öffentlichen Mit- 
teln - gleich welcher Art und Herkunft - muß innerhalb der 
in den Richtlinien für das Regionale Förderungsprogramm 
der Bundesregierung genannten Höchstsätze bleiben. 

6. Das Investitionsvorhaben, das im Zusammenhang mit der 
Errichtung oder der Verlagerung einer Betriebsstätte durch- 
geführt wird, muß in einem Schwerpunktort erfolgen. 

Zur Auslegung des Begriffs „volkswirtschaftliche Förderungs- 
würdigkeit" orientiert sich der Bundesbeauftragte bei der Er- 
teilung der Bescheinigung in erster Linie am gesetzgeberischen 
Zweck des § 32 KohleG. Hiernach soll die Wirtschaftsstruktur 
der Steinkohlenbergbaugebiete in Ergänzung des Anpassungs- 
programms des Steinkohlenbergbaus durch Ansiedlung neuer 
oder Erweiterung ansässiger gewerblicher Betriebe wirkungs- 
voll verbessert werden, um dort wirtschaftliche Rückschläge mit 
ihren Folgen für die Arbeitsplätze der Bevölkerung zu ver- 
meiden. 

Zur Frage, ob dieses Ziel die Erteilung der beantragten Be- 
scheinigung nach § 32 Abs. 2 KohleG rechtfertigt, werden zu- 
sätzlich die nachstehenden Kriterien herangezogen, die bei 
industriellen Vorhaben einerseits und bei Vorhaben auf den 
Sektoren des Handels, Handwerks und Dienstleistungsgewerbes 
andererseits infolge der verschiedenen Verhältnisse unter- 
schiedlich sind; 
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1 . Industrie 

Hier kommt es entsdieidend darauf an, ob durch das betref- 
fende Vorhaben ungenutzte oder schlecht genutzte Produk- 
tionsfaktoren für das allgemeine Wirtschaftswachstum mobili- 
siert werden. Dies setzt voraus, daß sich die begünstigten 
Unternehmen in überschaubarer Zukunft im Wettbewerb be- 
haupten können. Hierbei kommt es sowohl auf die Gegeben- 
heiten des betreffenden Unternehmens als auch auf diejenigen 
des betreffenden Produktionszweiges an. Während hinsichtlich 
des Unternehmens Gesichtspunkte wie Kapitalstruktur, Finanz- 
kraft, Umsatz, Ertrag, Anzahl der Beschäftigten und dgl. maß- 
gebend sind, ist für den Produktionszweig entscheidend, ob für 
ihn vom Markt her künftig günstige Absatzbedingungen ge- 
geben sind. Um letzteres beurteilen zu können, bedarf es einer 
genauen Untersuchung der Marktsituation, wobei alle rele- 
vanten Verhältnisse auf der Angebots- und Nachfrageseite zu 
beachten sind (z. B.: Wettbewerbsverhältnisse unter Einbezie- 
hung einzelbetrieblicher und branchenbezogener Leistungs- 
kriterien, technischer Fortschritt, wachsende außenwirtschaft- 
liche Verflechtung, zunehmende Substitutionskonkurrenz, Über- 
angebot, Übernachfrage, Qualitätsveränderungen, Wandel in 
den Verbrauchergewohnheiten). 

2. Handel, Handwerk, Dienstleistungsgewerbe 

Bei diesem mehr nahorientierten Bereich kommt es vor allem 
darauf an, ob und inwieweit die örtliche Struktur eine Förde- 
rung unter Wachstumsgesichtspunkten erfordert oder zuläßt. 
Eine globale Betrachtung der gewerblichen Struktur reicht hier 
nicht aus. Es kommt vielmehr auf die in den einzelnen förde- 
rungsbedürftigen Orten vorherrschende Breinchenstruktur und 
damit auf die Frage an, ob für eine Betriebserweiterung oder 
Betriebsansiedlung noch ein Bedürfnis besteht und diese Maß- 
nahmen der Bevölkerung einen kausal übersehbaren Nutzen 
bringen. Hierbei ist auch den Belangen des mittelständischen 
Gewerbes Rechnung zu tragen. Die in diesem Zusammenhang 
erforderlichen detaillierten Kenntnisse der örtlichen Gegeben- 
heiten werden in enger Zusammenarbeit mit den zuständigen 
Industrie- und Handelskammern gewonnen. 


In Vertretung 
Dr. Rohwedder 
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Mittel zur Förderung der Wirtsdiaftsstruktur in den Jahren 1967 bis 1970 
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Regionales Förderungsprogramm 

101,2 

66,4 

2,4 

0,5 

— 

— 

140,6 

78,8 

4,2 

0,2 

— 

— 

2. Konjunkturprogramm *) 

— 

29,2 

— 

1,9 

— 

13,4 







Gemeinsames Strukturprogramm 

— 

— 

— 

1 — 

— 

: 

— 

31,6 

— 

12,5 

1 — 

5,9 

Binnenwirtschaftl. Anpassungsprogramm 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

' — 

— 

RAP -Saarland 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

ERP-Mittel - Mittelstand 

98,9 

116,4 

— 

— 

— 

— 

100,9 

136,1 

— 

— 

— 

— 

ERP-Mittel - Steinkohlengebiete 

— 

— 

— 

— 

— 

45,8 

— 

— 

— 

— 

35,9 

73,6 

ERP-Mittel - Saarland 

— 

— 

32,5 

11,0 

— 

— 

— 

— 

39,6 

13,3 

— 

— 

BA-Mittel-in Verbindung mit 













Reg.-Förd. -Programm 

14,7 

— 

2,7 

— 

— 

— 

66,2 

— 

1,3 

— 

— 

— 

BA-Mittel - Steinkohlengebiete 

— 

— 

— 

— 

— 

11,2 

— 

— 

— 

— 

104,1 

0,5 

BA-Mittel - Saarland 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

16,2 

— 

— 

— 




1969 





1970 



Regionales Förderungsprogramm 

48,5 

101,5 

3,3 

0,5 

— 

— 

147,0 

118,0 

3,3 

— 

3,0 

— 

2. Konjunkturprogramm **) 

— 

11,8 

— 

0,7 

— 

5,3 j 

— 

11,8 

— 

0,7 

— 

5,3 

Gemeinsames Strukturprogramm 

— 

37,7 

— 

8,9 

— 

13,4 

— 

28,4 

— 

6,8 

— 

24,8 

Binnenwirtschaftl . Anpassungs progr amm 

133,1 

— 

16,9 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

RAP -Saarland 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

32,5 

30,0 

— 

— 

ERP-Mittel - Mittelstand ****) 

194,8 

197,2 

— 

— 

— 

— 

192,5 

125,0 

— 

— 

— 

— 

ERP-Mittel - Steinkohlengebiete 

— 

— 

— 

— 

66,3 

— 

— 

— 

— 

— 

64,3 

— 

ERP-Mittel - Saarland 

— 

_ 

75,6 

3,4 

— 

— 

— 

— 

27,5 

— 

— 

— 

BA-Mittel-in Verbindung mit 













Reg.-Förd.-Programm ***) 

249,9 

— 

12,2 

— 

— 

— 

152,8 

— 

19,8 

— 

— 

— 

BA-Mittel - Steinkohlengebiete ***) 

— 

— 

— 

— 

112,4 

— 

— 

— 

— 

— 

16,3 

0,5 

BA-Mittel - Saarland ***) 

— 

— 

28,3 

— 

— 

— 

— 

— 

2,9 

— 

— 

— 


*) hinzu kommen 5,5 Mio DM für Berlin 
**) 1969 und 1970 je 2,2 Mio DM für Berlin 
***) BA-Mittel-Zusagen bis 31. Juli 1970 
Cn ****) geschätzte Beträge für 1970 
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